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Voraussetzungen für Betriebsstättengründungen 
werden abgesenkt

Aktuell lässt sich eine Entwicklung erkennen, dass viele 
Staaten ihre Anforderungen an eine Betriebsstättengrün-
dung absenken. Die Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs, das oberste deutsche Steuergericht, bestätigt diese 
Tendenz. So wurde in 2011 zum Beispiel entschieden das 
eine Managementgesellschaft, der an Räumlichkeiten kein 
vertragliches Nutzungsrecht eingeräumt wurde, trotzdem 
die Voraussetzungen einer Betriebsstätte erfüllt. In dem 
Fall war entscheidend, dass die Gesellschaft mittels eines 
entsprechenden sachlichen und personellen Apparats in 
der Lage war, ihrer unternehmerischen Tätigkeit operativ 
nachzugehen. 

Einführung des Fremdvergleichsgrundsatzes

Die Gewinnabgrenzung für die Betriebsstätte wurde in 
Deutschland für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31. De-
zember 2012 beginnen, grundlegend geändert. Danach 
sind nahezu alle Vorgänge zwischen Stammhaus und Be-
triebsstätte nach dem Fremdvergleichsgrundsatz abzugren-
zen. Grundsätzlich muss unterschieden werden, ob für die 
Betriebsstätte der Gewinn nach der direkten oder der indi-
rekten Methode ermittelt wird.

Direkte Gewinnermittlung: Betriebsstättenbuchführung

Die direkte Methode basiert dabei auf einer separaten Be-
triebsstättenbuchführung. Sie erlaubt es, die unmittelbar 
mit der Betriebsstätte im Zusammenhang stehenden Ge-
schäftsvorfälle zuzuordnen. Direkt der Betriebsstätte zure-
chenbar sind in der Regel:

▶ �durch Leistungen der Betriebsstätte generierte Umsätze
▶ �Löhne und Gehälter des Personals
▶ �Miete oder Abschreibungen für die allein von der Be-

triebsstätte genutzten Sachgüter
▶ �Aufwendungen für die unmittelbar von der Betriebsstätte 

bezogenen Leistungen

Andere Aufwendungen, wie z.B. Löhne und Gehälter für 
Personal, das für beide Unternehmensteile tätig ist, oder 
Kreditzinsen für Darlehen, die für Stammhaus und Be-
triebsstätte aufgenommen worden sind, können nicht di-
rekt zugeordnet werden. Diese müssen nach einem Schlüs-
sel aufgeteilt werden, so dass die Gewinnaufteilung neben 
der direkten Methode meist auch Elemente der indirekten 
Methode beinhaltet.

Indirekte Gewinnermittlung: Ableitung durch  
sachgerechte Aufteilungsschlüssel

Bei der indirekten Methode wird von der Einheit des Unter-
nehmensverbundes ausgegangen. Der Gesamtgewinn wird 
nach einem sachgerechten Aufteilungsschlüssel auf Stamm-
haus und Betriebsstätte aufgeteilt. Als Verteilungsschlüssel 
kommen alle Größen in Betracht, die eine Annäherung an 
ein mögliches Ergebnis nach der direkten Methode ermög-
lichen. Dabei müssen die Wertschöpfungsbeiträge der Un-
ternehmensteile wiedergegeben werden. Für die Auswahl 
sachgerechter Aufteilungsschlüssel kommt in Betracht:

▶ �nachfragebezogene Schlüssel, z.B. Umsatz
▶ �produktionsbezogene Schlüssel, z.B. Bruttolohnsummen 

oder Materialkosten
▶ �vermögensbezogene Schlüsse, z.B. eingesetztes Kapital

Welche Schlüsselgröße zweckmäßig ist, hängt vom Ein-
zelfall ab. Bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen 
wird der Reingewinn weitgehend vom Umsatz abhängen. 
Bei rohstoff- oder lohnintensiven Herstellungsunterneh-
men wird ein enger Zusammenhang zwischen Gewinn und 
Aufwendungen bzw. Bruttolöhnen bestehen. Die indirekte 
Methode kommt zur Anwendung, wenn eine Betriebsstät-
tenbuchführung fehlt oder die Tätigkeit von Stammhaus 
und Betriebsstätte hochgradig integriert sind.

Änderung ab 2013 bei der Gewinnabgrenzung

Ab 2013 ist die Gewinnabgrenzung, unabhängig ob das 
Ergebnis direkt oder indirekt ermittelt wird, nach den 
Grundsätzen eines Fremdvergleiches maßgebend. Dafür 
sind zuerst die Funktionen des Unternehmens, die durch 
das Personal ausgeübt werden, zu definieren. Anschlie-
ßend sind die Vermögenswerte zu ermitteln, die die Be-
triebsstätte zur Ausübung dieser Funktionen benötigt. 
Daraus lassen sich die Chancen und Risiken sowie das an-
gemessene Eigenkapital (Dotationskapital) ermitteln. Auf 
Grundlage dieser Zuordnung sind die Art  der Geschäfts-
beziehungen zwischen Unternehmen und Betriebsstätte 
zu identifizieren und die Verrechnungspreise für diese 
Geschäftsbeziehungen nach dem Fremdvergleichsgrund-
satz zu bestimmen.

Dokumentationserfordernis

Wichtig für die Argumentation gegenüber der Finanzver-
waltung ist, dass diese Gewinnabgrenzung ausreichend do-
kumentiert wird. Im Rahmen der Sachverhaltsdokumenta-
tion sind Organisationsstrukturen, Tätigkeitsbereiche, Ge-
schäftsstrategien sowie Funktions- und Risikobeurteilung 
darzustellen. Die Angemessenheitsdokumentation sollte 
beinhalten:

▶ �Begründung der ausgewählten Verrechnungspreismetho-
de (Preisvergleichs-, Wiederverkaufspreis-, Kostenauf-
schlags, geschäftsfallbezogene Gewinnaufteilungs- oder 
transaktionsbezogene Nettomargenmethode)

▶ �Aufbereitung der Vergleichsdaten
▶ �Berechnungen im Rahmen der Verrechnungspreisme-

thode

Ganz besonders für mittelständische Unternehmen wird 
interessant sein, dass die Aufzeichnungspflichten durch 
Erteilung von Auskünften und Vorlage anderer Unterlagen 
auf Anforderung des Finanzamtes erfüllt werden. Diese 
wesentlicheVereinfachungsvorschriften gelten für Unter-
nehmen, 

▶ �deren Lieferung von Gütern oder Waren aus Geschäfts-
beziehungen mit nahestehenden Personen € 5 Mio. oder

▶ �die Vergütungen für andere Leistungen aus Geschäftsbe-
ziehungen mit nahestehenden Personen € 500.000 

unterschreitet.

Kritikpunkt an der Neuregelung: mangelnde  
Abstimmung mit Doppelbesteuerungsabkommen

Die Umsetzung der Gewinnabgrenzung nach Fremdver-
gleichsgrundsätzen wird mit vielen Doppelbesteuerungsab-
kommen nicht abgestimmt sein. Die Gewinnberichtigung 
nach den deutschen Bestimmungen wird bei der Besteue-
rung im ausländischen Betriebsstättenstaat nicht parallel 
durchgeführt werden. Somit droht eine Doppelbesteue-
rung, die nur durch die Einleitung eines Verständigungs-
verfahrens beseitigt werden kann. Den Unternehmen droht 
somit über den Zeitraum von mehreren Jahren eine Liqui-
ditätsbelastung, da die Verständigungsverfahren oft mehre-
re Jahre andauern. Trotz aller Risiken, die Auslandstätigkeit 
insbesondere in der Zusammenarbeit mit der Finanzver-
waltung bestehen, überwiegen für viele mittelständische 
Unternehmen die Chancen aus internationalen Tätigkeiten. 
Diese sollten auch in Zukunft gesehen werden, insbesonde-
re da nicht klar ist, ob die Auffassung des Gesetzgebers und 
der Finanzverwaltung durch Gerichte bestätigt wird. � p
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→Neue Steuerfallen 
bei ausländischen Betriebsstätten

Für grenzüberschreitende Investitionen stehen Unternehmen verschiedene Organisationsformen zur Verfügung. 
Die Gründung einer ausländischen Betriebstätte ist insbesondere im international tätigen Mittelstand weit ver-
breitet, allerdings gehören Betriebsstättenthemen seit Jahren zunehmend zu den Brennpunkten im Steuerfest-

setzungsverfahren.
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